
 

  

im Sinne des Artikel 3 Abs. 1 Grund-
gesetz rechtfertigen kann. Die An-
knüpfung an einen Übertragungsan-
teil von mehr als 25 % indiziere für 
sich genommen aber keine miss-
bräuchliche Gestaltung. Für die 
Übertragung einer derartigen Beteili-
gung an einer Verlustgesellschaft 
könne es nämlich vielfältige Gründe 
geben, die nicht regelmäßig darin 
bestehen, die Verluste für ein ande-
res Unternehmen des neuen Anteils-
eigners nutzbar zu machen, argu-
mentierte das BVerfG. Die Entschei-
dung ist eine Absage an die Vorstel-
lung des Steuergesetzgebers, dass 
sich die wirtschaftliche Identität einer 
Körperschaft durch einen Anteilseig-
nerwechsel per se ändert. 
 

“Ein Augenblick Geduld kann viel Unheil verhüten.“ 
(Chinesisches Sprichwort) 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser, 
 
ähnlich zur Einkommensteuer bei 
natürlichen Personen können Kapi-
talgesellschaften negative Einkünfte 
in bestimmten Grenzen vom Ge-
samtbetrag der Einkünfte des ver-
gangenen und der folgenden Jahre 
abziehen. Davon macht § 8c Satz 1 
KStG a.F. eine Ausnahme.  
 
Nach der Regelung des § 8c Satz 1 
KStG a.F. - die der Regelung des 
jetzigen § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG 
entspricht - gehen Verlustvorträge 
einer Körperschaft bei einer Übertra-
gung innerhalb von fünf Jahren von 
mehr als 25 % bis zu 50 % des ge-
zeichneten Kapitals oder der Stimm-
rechte an der Körperschaft (schädli-
cher Beteiligungserwerb), anteilig 
unter. 
 
Hierbei handelt es sich um eine typi-
sierende Missbrauchsvermeidungs-
regelung, die im Ergebnis den Han-
del mit Verlustvorträgen unterbinden 
soll. Argument des Gesetzgebers ist, 
dass sich bei einer entsprechenden 
Anteilsübertragung die wirtschaftliche 

Identität der Körperschaft (teilweise) 
ändere. 
 
Mit dem Beschluss vom 29.03.2017 
(2 BvL 6/11) hat der 2. Senat des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) 
auf Vorlage des FG Hamburg (2 K 
33/10) nach Art. 100 Abs. 1 Grund-
gesetz die Regelung des § 8c Satz 1 
KStG a.F. indes für verfassungswid-
rig erklärt. 
 
§ 8c Satz 1 KStG behandelt Kapital-
gesellschaften hinsichtlich der Be-
stimmung ihrer steuerpflichtigen 
Einkünfte unterschiedlich, je nach-
dem, ob ein schädlicher Beteili-
gungserwerb vorliegt oder nicht. Die 
nicht genutzten Verluste gehen antei-
lig unter, obwohl die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Kapitalgesell-
schaft durch die bloße Anteilsüber-
tragung nicht verändert wird. Für 
diese Ungleichbehandlung fehlt es 
an einem sachlich einleuchtenden 
Grund. 
 
Zwar sei das Ziel der Bekämpfung 
von legalen, jedoch unerwünschten 
Steuergestaltungen ein legitimer 
Zweck, der Ungleichbehandlungen 
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1. Januar 2019 im Umfang der im 
Beschluss festgestellten Unverein-
barkeit rückwirkend zum Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens (das heißt zum 
1. Januar 2008) die Nichtigkeit der 
Regelung des § 8c Satz 1 KStG a.F. 
= § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG ein. 
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Dieser Gedanke greift zwar grund-
sätzlich auch bei einer Übertragung 
von 50 % oder mehr der Anteile oder 
der Stimmrechte, jedoch lässt es das 
BVerfG explizit offen, ob der Fall der 
Übertragung von mehr als 50 % der 
Anteile oder Stimmrechte anders zu 
beurteilen ist, da dies im vorliegen-
den Fall keiner Entscheidung bedurf-
te. 
 
Die Entscheidung verpflichtet den 
Steuergesetzgeber, den festgestell-
ten Verfassungsverstoß rückwirkend 

zum Zeitpunkt der Einführung des 
§ 8c Satz 1 KStG, das heißt mit Wir-
kung zum 1. Januar 2008, zu beseiti-
gen. In Folge davon ist der Steuer-
gesetzgeber verpflichtet, spätestens 
bis zum 31. Dezember 2018 rückwir-
kend zum 1. Januar 2008 den Ver-
lustabzug für Kapitalgesellschaften 
bei Anteilsübertragungen zwischen 
25 % und 50 % neu (verfassungs-
konform) zu regeln. 
 
Sollte der Gesetzgeber seiner Ver-
pflichtung nicht nachkommen, tritt am 
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schäftigungsort liegen oder dorthin 
verlegt wurden. Wird die Heimatwoh-
nung nur noch zu Besuchszwecken 
vorgehalten, liegt keine doppelte Haus-
haltsführung mehr vor. 
 
Möglicherweise muss der Bundesfi-
nanzhof noch entscheiden. 
 
Hinweis: Im Einzelfall ist von Jahr zu 
Jahr nachzuweisen oder glaubhaft zu 
machen, dass der Haupt- oder Erst-
haushalt nicht nur zu Besuchszwecken 
vorgehalten wird. Durch die Möglich-
keit, dass sich der Lebensmittelpunkt 
auch in den Jahren nach der erstmali-
gen Begründung der doppelten Haus-
haltsführung verlagern kann, ist auf den 
Nachweis oder die Glaubhaftmachung 
zu achten. 

irrelevante Liebhaberei. 
 
Dem widersprach das Finanzgericht. 
Die Gewinnerzielungsabsicht ist zwei-
stufig zu prüfen. Nachdem in der ersten 
Stufe die Ertragsprognose für die Nut-
zungsdauer der Photovoltaikanlage 
(20 Jahre) negativ war, waren in der 
zweiten Stufe die Gründe dafür zu 
würdigen. Die verlustbringende Tätig-
keit beruhte nicht auf persönlichen 
Gründen des Mannes. Die Verluste 
waren daher anzuerkennen. 

sodass die Verluste anteilig geltend 
gemacht werden konnten. 
 
Für die vom Sohn zu privaten Zwecken 
genutzte Wohnung galt die Typisierung 
nicht. In dem Fall musste für die Dauer 
des Nießbrauchs eine Überschuss-
prognose erstellt werden. Diese fiel 
negativ aus, weil von Beginn der Ver-
mietung an klar war, dass nach fünf 
Jahren der Nießbrauch wegfallen wür-
de. Das Mietverhältnis würde auf den 
Eigentümer (Sohn) übergehen und 
dadurch erlöschen. Diese Einkunfts-
quelle würde dann einer Selbstnutzung 
des Sohns weichen. 

Doppelte Haushaltsführung eines alleinstehenden Arbeitnehmers 
Arbeitnehmer können die notwendigen 
Mehraufwendungen, die aufgrund einer 
beruflich veranlassten doppelten Haus-
haltsführung entstehen, bei ihren Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit 
als Werbungskosten ansetzen. Zu 
berücksichtigen sind u. a. die Kosten 
der Unterkunft am Beschäftigungsort, 
die Fahrtkosten für die Familienheim-
fahrten und zeitlich begrenzt für drei 
Monate die Mehraufwendungen für 
Verpflegung. 
 
Eine doppelte Haushaltsführung liegt 
nur vor, wenn der Arbeitnehmer außer-
halb des Orts, in dem er einen eigenen 
Hausstand unterhält, beschäftigt ist und 
auch am Beschäftigungsort übernach-
tet. Bedingung ist, dass neben der 
Zweitwohnung ein anderswo liegender 

Erst- oder Haupthausstand unterhalten 
wird. Das Vorliegen eines eigenen 
Hausstands setzt das Innehaben einer 
eigenen Wohnung sowie eine finanziel-
le Beteiligung an den Kosten der Le-
bensführung voraus. 
 
Ob eine doppelte Haushaltsführung 
vorliegt, ist bei alleinstehenden Arbeit-
nehmern häufig schwierig zu beantwor-
ten. Das Finanzgericht des Landes 
Sachsen-Anhalt stellt auf die Gesamt-
würdigung aller Umstände des Einzel-
falls ab. Es weist darauf hin, dass bei 
alleinstehenden Arbeitnehmern mit 
zunehmender Dauer der auswärtigen 
Unterkunft grundsätzlich immer mehr 
dafür spricht, dass die eigentliche 
Haushaltsführung und auch der Mittel-
punkt der Lebensinteressen am Be-

Auch dauernde Verluste aus einer Photovoltaikanlage können steuerlich 
anzuerkennen sein 
Einkünfte unterliegen der Einkom-
mensbesteuerung, wenn sie mit der 
Absicht, Gewinne zu erwirtschaften, 
erzielt werden. Werden Verluste erwirt-
schaftet, muss für die steuerliche Be-
rücksichtigung in vielen Fällen durch 
eine Prognoserechnung die Gewinner-
zielungsabsicht nachgewiesen werden. 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg 
hat entschieden, dass der Verlust aus 
dem Betrieb einer Photovoltaikanlage 
auch bei einer negativen Gewinnprog-
nose steuerlich anzuerkennen sein 
kann. 

Im entschiedenen Fall hatte ein Mann 
ein anteiliges Erbbaurecht an einem 
Grundstück sowie zwei Photovoltaikan-
lagen von einer Kommanditgesellschaft 
erworben. Diese plante entsprechend 
ihres Verkaufsprospekts einen Solar-
park aus unabhängigen Einzelanlagen. 
In dem Prospekt war eine Ertragsprog-
nose enthalten. Die tatsächliche Leis-
tung der Anlagen wich aber von der 
Prognose ab. Der Mann erzielte daher 
Verluste, die das Finanzamt nicht aner-
kannte. Weil die Ertragsprognose nega-
tiv sei, handele es sich um steuerlich 

Typisierende Annahme der Überschusserzielungsabsicht 
bei Vermietung und Verpachtung bei Nießbrauchrecht 
Verluste aus Vermietung und Verpach-
tung können nur berücksichtigt werden, 
wenn der Vermieter eine Einkünfteer-
zielungsabsicht hat. D. h., der Vermie-
tung muss die Absicht zugrunde liegen, 
nachhaltig Überschüsse zu erwirtschaf-
ten. Von dieser Absicht wird bei einer 
auf Dauer angelegten Vermietung 
ausgegangen. Anderenfalls ist über 
einen Prognosezeitraum zu prüfen, ob 
ein Überschuss erwirtschaftet werden 
kann (sog. Überschussprognose). 
 
Das Finanzgericht Münster entschied in 
diesem Zusammenhang folgenden Fall: 

Ein Ehepaar baute im Jahr 2000 ein 
Haus mit drei Wohnungen. Kurz darauf 
vermietete es die Wohnungen, eine 
davon an den Sohn. Im gleichen Jahr 
schenkten die Eheleute das Haus 
ihrem Sohn und behielten sich für fünf 
Jahre ein Nießbrauchrecht vor. Aus der 
Vermietung aller Wohnungen erzielten 
die Eheleute negative Einkünfte. 
 
Das Gericht unterschied: 
 
Für die dauerhaft an Dritte vermieteten 
Wohnungen unterstellte es die Ein-
künfteerzielungsabsicht typisierend, 
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soweit sie im Inland auch besteuert 
werden. 
 
Hinweis: Ist die Summe aller Kapitaler-
träge negativ, darf sie nicht mit positi-
ven Einkünften aus anderen Einkunfts-
arten verrechnet werden (Verbot des 
vertikalen Verlustausgleichs). 

im Jahr 2014 120.000 € (60 % des 
Kaufpreises), 2015 60.000 € (30 %) 
und 2016 20.000 € (10 %). Entspre-
chend hat der Steuerpflichtige seinen 
Veräußerungsverlust von 40.000 € auf 
die Veranlagungszeiträume zu verteilen 
(24.000 € im Jahr 2014, 12.000 € im 
Jahr 2015 und 4.000 € im Jahr 2016). 

mehr zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzt werden kann, können nach einem 
Urteil des Niedersächsischen Finanz-
gerichts abziehbare außergewöhnliche 
Belastungen vorliegen. Ist jedoch, wie 
im vorliegenden Fall, lediglich der Kel-
ler nicht mehr nutzbar, genügt diese 
Beeinträchtigung zur Anerkennung 
etwaiger Zivilprozesskosten als außer-
gewöhnliche Belastungen nach Auffas-
sung des Gerichts nicht. 

 
 

Der Abgeltungsteuer unterliegende negative Kapitalerträge dürfen 
mit positiven tariflich besteuerten Kapitalerträgen verrechnet werden 
Seit 2009 unterliegen in- und ausländi-
sche Kapitalerträge im Privatvermögen 
grundsätzlich der Abgeltungsteuer von 
25 %. Bestimmte Kapitalerträge unter-
liegen aber weiterhin der individuellen 
tariflichen Steuer, beispielsweise Dar-
lehenszinsen, die ein mindestens zu 
10 % beteiligter Gesellschafter von 
einer Kapitalgesellschaft erhält, oder 
auch Zinserträge zwischen einander 
nahestehenden Personen. 

Bei der Besteuerung von Kapitalerträ-
gen kann zudem die sog. Günstigerprü-
fung beantragt werden. Hierbei wird die 
Einkommensteuer auf alle Kapitalerträ-
ge nach der tariflichen Steuer festge-
setzt, wenn sie niedriger als die Abgel-
tungsteuer ist. 
 
Im Ausland gezahlte Steuern auf Kapi-
talerträge (sog. Quellensteuern) sind 
auf die deutsche Steuer anrechenbar, 

Bei Veräußerung eines dem Privatver-
mögen zuzuordnenden Grundstücks 
liegt ein steuerlich relevantes Veräuße-
rungsgeschäft vor, wenn der Zeitraum 
zwischen Anschaffung des Grund-
stücks und der Veräußerung nicht mehr 
als zehn Jahre beträgt. Der Bundesfi-
nanzhof hat entschieden, wann der 
Verlust aus einem privaten Veräuße-
rungsgeschäft zu berücksichtigen ist, 
wenn der Veräußerungspreis über 

mehrere Jahre in Raten bezahlt wird. 
Danach fällt der Veräußerungsverlust 
anteilig nach dem Verhältnis der Teil-
zahlungsbeträge zum Gesamtveräuße-
rungserlös in den jeweiligen Jahren der 
Zahlungszuflüsse an. 
 
Beispiel: Der Steuerpflichtige veräu-
ßert ein Grundstück für 200.000 € und 
erzielt damit einen Veräußerungsver-
lust von 40.000 €. Der Erwerber bezahlt 

Privates Veräußerungsgeschäft: Zeitpunkt der Berücksichtigung 
eines Veräußerungsverlusts bei Ratenzahlung 
 

Außergewöhnliche Belastungen sind 
Ausgaben, die aufgrund besonderer 
Umstände zwangsläufig anfallen, z. B. 
die Ausgaben, die durch Krankheit, 
Behinderung, Bestattung eines Ange-
hörigen oder Unwetterschäden entste-
hen. Die Ausgaben müssen den Um-
ständen nach notwendig sein und 
dürfen einen angemessenen Betrag 
nicht übersteigen. 
 
Entsprechende Ausgaben können unter 
Berücksichtigung einer zumutbaren 
Belastung vom Gesamtbetrag der 

Einkünfte steuermindernd abgezogen 
werden. 
 
Prozesskosten sind grundsätzlich nicht 
als außergewöhnliche Belastung zu 
berücksichtigen. Ausnahmsweise sind 
Prozesskosten doch abzugsfähig, wenn 
der Prozess zur Abwendung einer 
Bedrohung der Existenz geführt wird 
oder den Kernbereich des menschli-
chen Lebens berührt. 
 
Droht die Gefahr, dass ohne Führung 
eines Prozesses ein Gebäude nicht 

Außergewöhnliche Belastungen: Zivilprozesskosten im Zusammenhang mit 
einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäude 
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machung bei einem ererbten („derivati-
ven“) Pflichtteilsanspruchs nicht erfor-
derlich, um Erbschaftsteuer auszulö-
sen. Das Vermögen des Erblassers 
geht als Ganzes auf den Erben über 
und somit auch ein Pflichtteilsanspruch, 
der dem Erblasser zustand. 

die betriebswirtschaftlichen Grundsät-
zen entspricht. Auf die so ermittelten 
Kosten werden betriebs- oder bran-
chenübliche Gewinnzuschläge ge-
macht. Die Preisvergleichsmethode 
scheide zumindest dann aus, wenn die 
Muttergesellschaft für von der Tochter-
gesellschaft bei fremden Dritten aufge-
nommene Darlehen bürge. Die Wieder-
verkaufspreismethode sei im Rahmen 
einer Konzernfinanzierung nicht an-
wendbar, da es an einem Vergleich zu 
einem unabhängigen Abnehmer der 
Leistung fehle. 

vereinbart haben. Außerdem ist die 
Finanzverwaltung verpflichtet, die ihr 
durch den Bauunternehmer angebote-
ne Abtretung des Anspruchs anzuneh-
men. Im Endeffekt trägt damit die Ver-
waltung und nicht der Bauunternehmer 
das Risiko des Forderungseinzugs. 

Durch Erbfall erworbener Pflichtteilsanspruch unterliegt der 
Erbschaftsteuer 
Ein Vater hatte nach dem Tod seiner 
Frau sein Erbe ausgeschlagen. Nach 
dem Tod des Vaters machte der Sohn 
den infolge der Erbausschlagung ent-
standenen Pflichtteilsanspruch des 
Vaters geltend. Das Finanzamt rechne-
te den Pflichtteilsanspruch des Vaters 
dem erbschaftsteuerpflichtigen Erwerb 
des Sohnes zu. Der Sohn wandte ein, 

dass der Pflichtteilsanspruch vom Vater 
nicht geltend gemacht wurde. Daher sei 
er im Zeitpunkt des Erbfalls auch nicht 
zu berücksichtigen. 
 
Während ein selbst erworbener („origi-
närer“) Pflichtteilsanspruch erst dann 
der Erbschaftsteuer unterliegt, wenn er 
geltend gemacht wird, ist die Geltend-

Zahlt eine Kapitalgesellschaft an eine 
Schwestergesellschaft für ein Darlehen 
Zinsen, sind diese nur in der Höhe als 
Betriebsausgaben abzugsfähig, wie sie 
fremdüblich sind (sog. Fremdver-
gleichsmaßstab). Bei dem überschie-
ßenden Betrag handelt es sich um eine 
verdeckte Gewinnausschüttung an die 
gemeinsame Muttergesellschaft. Der 
Fremdvergleichspreis kann nach ver-
schiedenen Methoden ermittelt werden, 
die gleichrangig nebeneinander stehen: 
Preisvergleichsmethode, Wiederver-
kaufsmethode, Kostenaufschlagsme-
thode. Welche Methode anzuwenden 
ist, richtet sich nach den Gegebenhei-

ten des Einzelfalls. 
 
Das Finanzgericht Münster hält in 
Fällen, in denen in einem Konzern eine 
Gesellschaft die Finanzierung der 
Konzerngesellschaften übernimmt, die 
Kostenaufschlagsmethode regelmäßig 
für die geeignetste und anwendbare 
Methode. Diese geht bei Leistungen 
zwischen Nahestehenden von den 
Kosten des Leistenden aus. Die Kosten 
werden nach der Kalkulationsmethode 
ermittelt, die der Leistende auch bei 
seiner Preispolitik gegenüber Fremden 
zugrunde legt oder, fehlen Leistungen 
an fremde Dritte, nach der Methode, 

Kostenaufschlagsmethode bei Konzernfinanzierung zur Ermittlung 
des Fremdvergleichspreises im Regelfall vorzugswürdig 
 

Korrektur der Umsatzsteuerfestsetzung in Bauträgerfällen setzt 
abtretbaren Anspruch gegenüber dem Bauträger voraus 
In der Vergangenheit (im Regelfall vor 
dem 15. Februar 2014) haben Bauun-
ternehmer ihre Leistungen gegenüber 
Bauträgern ohne Umsatzsteuer abge-
rechnet, da sie mit der Verwaltung 
davon ausgegangen sind, dass der 
Leistungsempfänger (Bauträger) die 
Umsatzsteuer schulde. Nachdem der 
Bundesfinanzhof die Verlagerung der 
Steuerschuldnerschaft in den sog. 
Bauträgerfällen abgelehnt hatte, muss-
te die Verwaltung die von den Bauträ-
gern gezahlte Umsatzsteuer auf Antrag 
an diese erstatten. 
 

Um die Umsatzsteuer nunmehr von 
den Bauunternehmern zu erhalten, 
muss die Finanzverwaltung die im 
Regelfall bestandskräftigen Umsatz-
steuerfestsetzungen der Bauunterneh-
mer ändern. Diese Änderung setzt 
voraus, dass der Bauunternehmer 
gegenüber dem Bauträger einen ab-
tretbaren Anspruch auf Zahlung der 
gesetzlich entstandenen Umsatzsteuer 
hat. 
 
Einen solchen zivilrechtlichen Anspruch 
bejaht der Bundesfinanzhof unabhän-
gig davon, was die Beteiligten ggf. 
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gelangt zu der Auffassung, dass der 
Bauträger die Umsatzsteuer nicht 
schuldet, weil er die bezogenen Lei-
stungen nicht seinerseits zur Erbrin-
gung von Bauleistungen verwendet 
hatte. 
 
Der Bundesfinanzhof muss den Fall 
abschließend entscheiden. 

dass diese nicht ausreichend begrün-
det worden sei. Das Finanzamt brachte 
nachträglich vor, dass in den Vorjahren 
die Erklärungen verspätet abgegeben 
wurden. Die Begründung, so der Bun-
desfinanzhof, kam jedoch zu spät. Da 
sich der Verwaltungsakt mit der Abga-
be der Steuererklärung bereits erledigt 
hatte, konnte der Begründungsmangel 
nicht im Nachgang geheilt werden. Die 
Festsetzung des Verspätungszu-
schlags war daher aufzuheben. 

aufschiebende Wirkung. Trotz Einle-
gung eines Einspruchs muss der Steu-
erpflichtige die streitige Steuerschuld 
zum Fälligkeitstag zahlen. Auf Antrag 
kann die Finanzbehörde jedoch die 
Vollziehung des angefochtenen Be-
scheids aussetzen. Eine Aussetzung 
der Vollziehung ist u. a. möglich, wenn 
ernstliche Zweifel an der Rechtmäßig-
keit des angefochtenen Bescheids 
bestehen. Wird die Aussetzung ge-
währt, muss der Steuerpflichtige bis zur 
Erledigung des Verfahrens nicht zah-
len. Hat der Einspruch keinen Erfolg, ist 
der ausgesetzte Steuerbetrag aller-
dings zu verzinsen. 

Entfall der Steuerschuldnerschaft des Bauträgers unabhängig von der 
Erstattung der Umsatzsteuer an den Bauleistenden 
Die Umsatzsteuerschuldnerschaft eines 
Bauträgers entfällt unabhängig davon, 
ob dieser als Leistungsempfänger die 
Umsatzsteuer an den leistenden Bau-
unternehmer erstattet. 
 
Ein Bauträger hatte in seinen Umsatz-
steuervoranmeldungen 2013 die Um-
satzsteuer für die bezogenen Leistun-
gen angemeldet. In der Umsatzsteu-
er-Jahreserklärung 2013 wurde dage-

gen die Steuerschuld unter Hinweis auf 
die aktuelle Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs mit 0,00 € angesetzt.  
Das Finanzamt lehnte die Erstattung 
der danach überzahlten Umsatzsteuer 
mit der Begründung ab, dass dies nur 
bei Rückzahlung der entsprechenden 
Umsatzsteuern an die Bauleistenden 
möglich sei. 
 
Das Finanzgericht Münster hingegen 

Vorabanforderungen von Steuererklärungen müssen begründet sein 

Verwaltungsakte, die die Finanzbehör-
de erlässt, müssen ausreichend be-
gründet sein. Das gilt insbesondere für 
solche Verwaltungsakte, die im Ermes-
sen der Finanzbehörde stehen, wie 
beispielsweise Vorabanforderungen 
von Steuererklärungen. 
 
In einem vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fall wurde ein Ehepaar 
vom Finanzamt zur vorzeitigen Abgabe 
seiner Einkommensteuererklärung 
aufgefordert. Bei Nichtabgabe müsse 
mit der Festsetzung eines Ver-
spätungszuschlags gerechnet werden. 

Das Finanzamt ging nicht auf die Grün-
de ein, warum die Abgabefrist im kon-
kreten Fall verkürzt wurde. Es verwies 
nur darauf, dass die Vorabanforderung 
im Interesse einer ordnungsgemäßen 
Durchführung des Besteuerungsverfah-
rens erfolgt sei. Das Ehepaar gab seine 
Erklärung nicht wie gefordert vorzeitig 
ab. Das Finanzamt setzte daraufhin 
einen Verspätungszuschlag fest. 
 
Um dem Verspätungszuschlag zu 
entgehen, legte das Ehepaar nachträg-
lich wirksam Einspruch gegen die Vor-
abanforderung ein und machte geltend, 

Erlass von Säumniszuschlägen wegen sachlicher Unbilligkeit 
bei vorherigem erfolglosen Aussetzungsantrag 
Säumniszuschläge sind ein Druckmittel 
der Finanzverwaltung, durch das die 
rechtzeitige Zahlung festgesetzter 
Steuern erreicht werden soll. Säumnis-
zuschläge werden grundsätzlich ab 
Fälligkeit der Steuerschuld berechnet. 
Für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis ist ein Zuschlag von 1 % des 
rückständigen auf 50,00 € abgerunde-
ten Steuerbetrags zu entrichten. Die 
Erhebung von Säumniszuschlägen 
kann sachlich unbillig sein. Unter be-
stimmten Voraussetzungen ist der 
Erlass der festgesetzten Zuschläge 
möglich. 
 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts 

Köln sind Säumniszuschläge in vollem 
Umfang zu erlassen, wenn eine 
rechtswidrige Steuerfestsetzung aufge-
hoben wird und der Steuerpflichtige 
zuvor alles getan hat, um eine Ausset-
zung der Vollziehung der Steuer zu 
erreichen. Wird der Antrag auf Ausset-
zung der Vollziehung, obwohl möglich 
und geboten, vom Finanzamt abge-
lehnt, ist eine zusätzliche Antragstel-
lung beim Finanzgericht nicht erforder-
lich. 
 
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden. 
 
Erläuterung: Ein Einspruch hat keine 
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Bestätigungs-/Versagungsvermerks 
(beziehungsweise vom Abschluss oder 
Lagebericht) hat der Bundesanzeiger 
das Bundesamt für Justiz zu unterrich-
ten (§ 329 Abs. 1, Abs. 4 HGB). Das 
Bundesamt für Justiz ist über § 335 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 HGB gesetzlich 
verpflichtet, ein Ordnungsgeldverfahren 
nach § 335 Abs. 2 bis 6 HGB einzulei-
ten. 
 
Umstände, die einer fristgerechten 
Offenlegung des Bestätigungs-/Versa-
gungsvermerks (beziehungsweise von 
Abschluss oder Lagebericht) entgegen-
stehen, können lediglich im Einzelfall 
nach Einleitung eines Ordnungsgeld-
verfahrens mittels Einspruch gegen die 
Androhung eines Ordnungsgeldes 
geltend gemacht werden. 
 

Der Bericht ist dem Lagebericht beizu-
fügen und im Bundesanzeiger zu veröf-
fentlichen. Damit unterliegt der Bericht 
nicht der Prüfung im Rahmen der Jah-
resabschlussprüfung. Er ist erstmals für 
das Jahr 2018 zu erstellen. Das Gesetz 
kann auf der Internetseite des Bundes-
anzeiger-Verlages abgerufen werden. 

eingestellt, weil die Gefahr bestehe, 
dass es bei ihnen aufgrund mangelnder 
Auslastung zu Frustrationen komme. 
 
Diese Argumentation akzeptierte das 
Gericht und sprach dem Bewerber 
keine Entschädigung zu. 
 

WPK: Praxishinweis zur Offenlegung nach BilRUG 
Die Wirtschaftsprüferkammer (WPK) 
hat einen Praxishinweis zu den neuen 
Anforderungen an die Offenlegung von 
Abschlüssen nach BilRUG veröffent-
licht. Für das nach dem 31.12.2015 
beginnende Geschäftsjahr sind erst-
mals die Neuregelungen des 
Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes 
(BilRUG) anzuwenden. Bei kalender-
gleichem Geschäftsjahr ergeben sich 
somit entsprechende Auswirkungen für 
den Abschluss zum 31.12.2016. Hierzu 
führte die WPK weiter aus: 
 
Das HGB sieht nach BilRUG vor, dass 
 
· der festgestellte oder gebilligte (Jah-

res-) Abschluss 
· der Lagebericht 
· der Bestätigungs-/Versagungsver-

merk 
· der Bericht des Aufsichtsrats und 
· die nach § 161 AktG vorgeschriebene 

Erklärung 
 

spätestens ein Jahr nach dem Ab-
schlussstichtag des betreffenden Ge-
schäftsjahres offenzulegen sind (§ 325 
Abs. 1a HGB in Verbindung mit § 325 
Abs. 1 HGB). Bei kalendergleichem 
Geschäftsjahr müssen die genannten 
Unterlagen für das Geschäftsjahr 2016 
dementsprechend bis zum 31.12.2017 
offengelegt werden. Allerdings können 
der Bericht des Aufsichtsrats und die 
Erklärung nach § 161 AktG zu einem 
späteren Zeitpunkt nachgereicht wer-
den, sollten diese nicht innerhalb der 
Jahresfrist vorliegen (§ 325 Abs. 1a 
Satz 2 HGB n.F.). 
 
Für Jahresabschluss, Lagebericht und 
Testat ist eine vergleichbare nachträgli-
che Einreichung nach Ablauf der Jah-
resfrist gesetzlich nicht vorgesehen. 
Die Offenlegung eines ungeprüften 
Abschlusses zur Fristwahrung - wie 
bislang zulässig - ist ab sofort nicht 
mehr möglich. 
 
Bei nicht fristgerechter Einreichung des 

WPK: Entgelttransparenzgesetz in Kraft getreten 
Am 5. Juli 2017 wurde das Gesetz zur 
Förderung der Transparenz von Ent-
geltstrukturen im Bundesgesetzblatt 
verkündet. Es trat am 6. Juli 2017 in 
Kraft. 
 
Gemäß dem Entgelttransparenzgesetz 
haben tarifgebundene und bestimmte 
tarifanwendende Arbeitgeber mit in der 

Regel mehr als 500 Beschäftigten, die 
zur Erstellung eines Lageberichts nach 
§§ 264 und 289 HGB verpflichtet sind, 
alle fünf Jahre einen Bericht zur 
Gleichstellung und Entgeltgleichheit zu 
erstellen. Alle anderen Arbeitgeber 
haben diesen Bericht alle drei Jahre zu 
erstellen. 
 

Vermutung der Diskriminierung kann entkräftet werden 
Wenn ein öffentlicher Arbeitgeber einen 
schwerbehinderten Bewerber nicht zu 
einem Vorstellungsgespräch einlädt 
und die Schwerbehindertenvertretung 
nicht über die Bewerbung informiert, 
begründet dies die Vermutung, dass 
der Bewerber wegen seiner Behinde-
rung benachteiligt worden ist. Der 
Arbeitgeber kann dann verpflichtet sein, 
ihm eine Entschädigung zu zahlen. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat darauf 
hingewiesen, dass bei einer zu vermu-
tenden Diskriminierung der Arbeitgeber 
die Beweislast dafür trägt, dass eine 

solche nicht vorliegt. Diesen Nachweis 
kann er aber dadurch führen, dass er 
z. B. personalpolitische Gründe anführt, 
die nichts mit der Schwerbehinderung 
oder der fachlichen Eignung des Be-
werbers zu tun haben. 
 
Im entschiedenen Fall gelang es dem 
Arbeitgeber sich zu entlasten, indem er 
vortrug, der schwerbehinderte Bewer-
ber, der über einen Universitätsab-
schluss verfügte, sei für die ausge-
schriebene Stelle im gehobenen Dienst 
überqualifiziert. Überqualifizierte Be-
werber würden aber generell nicht 
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rechts durch vertragliche Regelung lag 
in diesen Fällen nicht vor. Als Verwen-
der der Klausel konnte sich der Arbeit-
geber nicht gegenüber den Vertrags-
partnern auf die Unwirksamkeit der im 
Arbeitsvertrag enthaltenen Verset-
zungsklausel berufen. Selbst wenn die 
Klausel unwirksam gewesen sein sollte, 
hätte das nur dazu geführt, dass das 
Weisungsrecht des Arbeitgebers greift. 

gen Dokument bestehen muss. Wird 
jedoch in einem solchen Vertrag auf ein 
anderes Dokument verwiesen und 
deutlich gemacht, dass dieses Be-
standteil des Vertrages ist, muss dieses 
Dokument, wie der Vertrag selbst, auf 
Papier oder auf einem anderen dauer-
haften Datenträger erstellt und dem 
Verbraucher vor Vertragsabschluss 
tatsächlich ausgehändigt werden. Zu-
sätzlich kann innerstaatlich geregelt 
werden, dass die Gültigkeit dieser 
Verträge von der Unterzeichnung durch 
die Parteien abhängig gemacht wird. 

beitsgericht. Als Zahlungen zur Erfül-
lung des Mindestlohns seien alle Zah-
lungen anzusehen, die als zwingend 
und transparent geregelte Gegenleis-
tung für die vom Arbeitnehmer erbrach-
te Arbeitsleistung gezahlt werden. 
Hierzu gehörten nach Ansicht des 
Gerichts auch die im vorliegenden Fall 
streitigen Zulagen und Prämien, so 
dass die Klägerin keine weiteren An-
sprüche gegen ihren Arbeitgeber hatte. 
 

 
 
 

NPP kompakt gibt die gesetz-
lichen Neuregelungen, Recht-
sprechung und Finanzverwal-
tungsanweisungen nur auszugs-
weise wieder. Für etwaige Infor-
mationsfehler übernehmen wir 
keine Haftung. Die Inhalte der 
einzelnen Beiträge sind nicht zu 
dem Zweck erstellt, abschließen-
de Informationen über bestimmte 
Themen bereitzustellen oder eine 
Beratung im Einzelfall ganz oder 
teilweise zu ersetzen. Hierfür 
steht Ihnen NPP Niethammer, 
Posewang & Partner GmbH auf 
Wunsch gerne zur Verfügung. 
 
Redaktionelle Auswahl  
und Kontakt: 
 
NPP Niethammer,  
Posewang & Partner GmbH  
Johannes-Brahms-Platz 1 
20355 Hamburg 
Tel.: 040 33 44 6 500 
E-Mail: off ice@npp.de 
Internet: www.npp.de  
  
Redaktionsstand: 28. Aug. 2017 
 

Weisungsrecht des Arbeitgebers 
Ist eine Änderung der Beschäftigungs-
bedingungen durch den Arbeitgeber 
durch Ausübung des Weisungsrechts 
möglich, ist eine Änderungskündigung 
zur Zweckerreichung unverhältnismä-
ßig und damit sozial ungerechtfertigt. 
Nimmt der Arbeitnehmer das mit der 
Kündigung verbundene Änderungsan-
gebot nicht an (auch nicht unter Vorbe-
halt), kann auf Antrag festgestellt wer-

den, dass das Arbeitsverhältnis nicht 
aufgelöst wurde. So entschied das 
Bundesarbeitsgericht in mehreren 
Parallelentscheidungen, in denen der 
Arbeitgeber versucht hatte, per Ände-
rungskündigung eine Änderung des 
Beschäftigungsorts der Arbeitnehmer 
zu erreichen. 
 
Eine Einschränkung des Weisungs-

Unabdingbare Angaben in Kreditverträgen 
 
Nach der Europäischen Richtlinie über 
Verbraucherkreditverträge müssen in 
den Kreditvertrag wesentliche Informa-
tionen wie effektiver Jahreszins, Anzahl 
und Periodizität der vom Verbraucher 
zu leistenden Zahlungen, Notargebüh-
ren sowie vom Kreditgeber verlangte 
Sicherheiten und Versicherungen zwin-
gend aufgenommen werden. 
 
Unterlässt es ein Kreditgeber, diese 
Informationen in den Vertrag aufzu-
nehmen, kann dies nach einer Ent-
scheidung des Gerichtshofs der Euro-
päischen Union (EuGH) mit der Verwir-
kung des Anspruchs auf Zinsen und 
Kosten sanktioniert werden. Diese 
Sanktion ist zulässig, wenn das Fehlen 
dieser Informationen es dem Verbrau-
cher unmöglich macht, den Umfang 
seiner vertraglichen Verpflichtung ein-
zuschätzen. 
 
Weiterhin stellte der EuGH fest, dass 
ein Kreditvertrag nicht aus einem einzi-

Erfüllung des gesetzlichen Mindestlohns: Zulagen und Prämien 
als Bestandteile des Mindestlohns 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat ent-
schieden, dass alle zwingend und 
transparent geregelten Gegenleistun-
gen des Arbeitgebers für die Arbeits-
leistung des Arbeitnehmers Bestandtei-
le des Mindestlohns sind. Es folgte 
damit der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs der Europäischen Union. 
 
Geklagt hatte eine Telefonistin, die im 
Berechnungszeitraum monatlich neben 
ihrem Bruttogrundgehalt von 1.280,00 € 

eine Wechselschichtzulage von 
243,75 €, eine Prämie für die Fähigkeit 
zur Funkvermittlung von 122,71 € und 
zwei verschieden berechnete Lei-
stungsprämien von 81,81 € und 51,13 € 
erhielt. Sie war der Meinung, dass 
damit bei einer täglichen Arbeitszeit 
von acht Stunden der Mindestlohn nicht 
erreicht sei, weil es sich bei den Zula-
gen und Prämien um Zahlungen han-
dele, die neben ihrem Grundgehalt 
gezahlt würden. 
 
Dem widersprach nun das Bundesar-
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